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Folgende Fragen werden ebenfalls beantwortet: 

• Gibt es für Ersatzmitglieder des Betriebsrates einen besonderen 
Kündigungsschutz? 

• Was bedeutet Kündigungsschutz für Ersatzmitglieder? 

• Welche Aufgaben haben Ersatzmitglieder? 

• In welchem Umfang vertreten Ersatzmitglieder den Betriebsrat? 

• Können Ersatzmitglieder des BR´s sich schulen lassen? 

Stichpunkte: 

• Nur außerordentliche (Kündigungen aus wichtigem Grund)  Kündigungen denkbar 
 

• Erstzmitglieder unterliegen dem nachwirkenden Kündigungsschutz 
 

• Nachwirkender Kündigungsschutz tritt nur bei tatsächlicher Vertretung des ordentlichen 
Betriebsratsmitgliedes in Kraft  

 
• §103 Zustimmung des Betriebsrates nur während einer tatsächlich stattfindenden Vertretung 

 
• Daruf achten, dass es sich um „echte Verhunderungen“ handelt ( dazu Video Verhinderung) 

 
• Besonderer Kündigungsschutz während der Amtszeit, dauer der Vertretung ( und sei es nur die 

Dauer der Sitzung) + 1 Jahr danach 
 

• Ersatzmitglieder können vom Betriebsrat zur Schulung entsendet werden, wenn sie „häufig“ 
vertreten, und ein gewisses Maß an „know how“ damit erforderlich ist. Was häufig bedeutet und in 
welchem Umfang das Kno How erforderlich ist, muss ein Betriebsratsgremium im entsprechenden 
Besachluss „kreativ“ begründen. 
 

• Im Vertretungsfall vertreten die Ersatzmitglieder das ordentliche Mitglied mit allen Rechten und 
Pflichten 
 

• Sonderaufgaben des ordentlichen Mitgliedes ( z.B. Schriftführer, Ausschussmitglied) gehören nicht 
zum Vertretungsumfang. Alle anderen Aufgaben (begleitung eines Kollegen zum Personalgespräch) 
dagegen schon. 
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• Sonderaufgaben für dauerhaft nachgerückte Ersatzmitglieder (ordentliches Mitglied scheidet aus 
dem BR aus) sind möglich – Das Ersatzmitglied wird in den BR integriert.    

Gesetzesgrundlage  
§ 15 Unzulässigkeit der Kündigung                  Kündigungsschutzgesetz  
 
(1) Die Kündigung eines Mitglieds eines Betriebsrats, einer Jugend- und Auszubildendenvertretung, einer 
Bordvertretung oder eines Seebetriebsrats ist unzulässig, es sei denn, daß Tatsachen vorliegen, die den 
Arbeitgeber zur Kündigung aus wichtigem Grund ohne Einhaltung einer Kündigungsfrist berechtigen, und 
daß die nach § 103 des Betriebsverfassungsgesetzes erforderliche Zustimmung vorliegt oder durch 
gerichtliche Entscheidung ersetzt ist. Nach Beendigung der Amtszeit ist die Kündigung eines Mitglieds 
eines Betriebsrats, einer Jugend- und Auszubildendenvertretung oder eines Seebetriebsrats innerhalb eines 
Jahres, die Kündigung eines Mitglieds einer Bordvertretung innerhalb von sechs Monaten, jeweils vom 
Zeitpunkt der Beendigung der Amtszeit an gerechnet, unzulässig, es sei denn, daß Tatsachen vorliegen, die 
den Arbeitgeber zur Kündigung aus wichtigem Grund ohne Einhaltung einer Kündigungsfrist berechtigen; 
dies gilt nicht, wenn die Beendigung der Mitgliedschaft auf einer gerichtlichen Entscheidung beruht. 

(2) Die Kündigung eines Mitglieds einer Personalvertretung, einer Jugend- und Auszubildendenvertretung 
oder einer Jugendvertretung ist unzulässig, es sei denn, daß Tatsachen vorliegen, die den Arbeitgeber zur 
Kündigung aus wichtigem Grund ohne Einhaltung einer Kündigungsfrist berechtigen, und daß die nach 
dem Personalvertretungsrecht erforderliche Zustimmung vorliegt oder durch gerichtliche Entscheidung 
ersetzt ist. Nach Beendigung der Amtszeit der in Satz 1 genannten Personen ist ihre Kündigung innerhalb 
eines Jahres, vom Zeitpunkt der Beendigung der Amtszeit an gerechnet, unzulässig, es sei denn, daß 
Tatsachen vorliegen, die den Arbeitgeber zur Kündigung aus wichtigem Grund ohne Einhaltung einer 
Kündigungsfrist berechtigen; dies gilt nicht, wenn die Beendigung der Mitgliedschaft auf einer 
gerichtlichen Entscheidung beruht. 

 

(3) Die Kündigung eines Mitglieds eines Wahlvorstands ist vom Zeitpunkt seiner Bestellung an, die 
Kündigung eines Wahlbewerbers vom Zeitpunkt der Aufstellung des Wahlvorschlags an, jeweils bis zur 
Bekanntgabe des Wahlergebnisses unzulässig, es sei denn, daß Tatsachen vorliegen, die den Arbeitgeber 
zur Kündigung aus wichtigem Grund ohne Einhaltung einer Kündigungsfrist berechtigen, und daß die nach 
§ 103 des Betriebsverfassungsgesetzes oder nach dem Personalvertretungsrecht erforderliche Zustimmung 
vorliegt oder durch eine gerichtliche Entscheidung ersetzt ist. Innerhalb von sechs Monaten nach 
Bekanntgabe des Wahlergebnisses ist die Kündigung unzulässig, es sei denn, daß Tatsachen vorliegen, die 
den Arbeitgeber zur Kündigung aus wichtigem Grund ohne Einhaltung einer Kündigungsfrist berechtigen; 
dies gilt nicht für Mitglieder des Wahlvorstands, wenn dieser durch gerichtliche Entscheidung durch einen 
anderen Wahlvorstand ersetzt worden ist.(3a) Die Kündigung eines Arbeitnehmers, der zu einer Betriebs-, 
Wahl- oder Bordversammlung nach § 17 Abs. 3, § 17a Nr. 3 Satz 2, § 115 Abs. 2 Nr. 8 Satz 1 des 
Betriebsverfassungsgesetzes einlädt oder die Bestellung eines Wahlvorstands nach § 16 Abs. 2 Satz 1, § 17 
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Abs. 4, § 17a Nr. 4, § 63 Abs. 3, § 115 Abs. 2 Nr. 8 Satz 2 oder § 116 Abs. 2 Nr. 7 Satz 5 des 
Betriebsverfassungsgesetzes beantragt, ist vom Zeitpunkt der Einladung oder Antragstellung an bis zur 
Bekanntgabe des Wahlergebnisses unzulässig, es sei denn, dass Tatsachen vorliegen, die den Arbeitgeber 
zur Kündigung aus wichtigem Grund ohne Einhaltung einer Kündigungsfrist berechtigen; der 
Kündigungsschutz gilt für die ersten drei in der Einladung oder Antragstellung aufgeführten Arbeitnehmer. 
Wird ein Betriebsrat, eine Jugend- und Auszubildendenvertretung, eine Bordvertretung oder ein 
Seebetriebsrat nicht gewählt, besteht der Kündigungsschutz nach Satz 1 vom Zeitpunkt der Einladung oder 
Antragstellung an drei Monate. 

(4) Wird der Betrieb stillgelegt, so ist die Kündigung der in den Absätzen 1 bis 3 genannten Personen 
frühestens zum Zeitpunkt der Stillegung zulässig, es sei denn, daß ihre Kündigung zu einem früheren 
Zeitpunkt durch zwingende betriebliche Erfordernisse bedingt ist. 

(5) Wird eine der in den Absätzen 1 bis 3 genannten Personen in einer Betriebsabteilung beschäftigt, die 
stillgelegt wird, so ist sie in eine andere Betriebsabteilung zu übernehmen. Ist dies aus betrieblichen 
Gründen nicht möglich, so findet auf ihre Kündigung die Vorschrift des Absatzes 4 über die Kündigung bei 
Stillegung des Betriebs sinngemäß Anwendung.  

§ 626 Fristlose Kündigung aus wichtigem Grund 

(1) Das Dienstverhältnis kann von jedem Vertragsteil aus wichtigem Grund ohne Einhaltung einer 
Kündigungsfrist gekündigt werden, wenn Tatsachen vorliegen, auf Grund derer dem Kündigenden unter 
Berücksichtigung aller Umstände des Einzelfalles und unter Abwägung der Interessen beider Vertragsteile 
die Fortsetzung des Dienstverhältnisses bis zum Ablauf der Kündigungsfrist oder bis zu der vereinbarten 
Beendigung des Dienstverhältnisses nicht zugemutet werden kann. 

(2) Die Kündigung kann nur innerhalb von zwei Wochen erfolgen. Die Frist beginnt mit dem Zeitpunkt, in 
dem der Kündigungsberechtigte von den für die Kündigung maßgebenden Tatsachen Kenntnis erlangt. Der 
Kündigende muss dem anderen Teil auf Verlangen den Kündigungsgrund unverzüglich schriftlich 
mitteilen. 

§ 25 Ersatzmitglieder 

(1) Scheidet ein Mitglied des Betriebsrats aus, so rückt ein Ersatzmitglied nach. Dies gilt entsprechend für 
die Stellvertretung eines zeitweilig verhinderten Mitglieds des Betriebsrats. 
 
(2) Die Ersatzmitglieder werden unter Berücksichtigung des § 15 Abs. 2 der Reihe nach aus den 
nichtgewählten Arbeitnehmern derjenigen Vorschlagslisten entnommen, denen die zu ersetzenden 
Mitglieder angehören. Ist eine Vorschlagsliste erschöpft, so ist das Ersatzmitglied derjenigen 
Vorschlagsliste zu entnehmen, auf die nach den Grundsätzen der Verhältniswahl der nächste Sitz entfallen 
würde. Ist das ausgeschiedene oder verhinderte Mitglied nach den Grundsätzen der Mehrheitswahl 
gewählt, so bestimmt sich die Reihenfolge der Ersatzmitglieder unter Berücksichtigung des § 15 Abs. 2 
nach der Höhe der erreichten Stimmenzahlen. 


